
halb als 1V dienstlich anzusehen wären. Fuür s1e hat also die Provınz
Bayern nicht aufzukommen. om]1 die Vorentscheidungen, soweit s1@e
diese chwestern betreffen, aufzuheben

1981
Kostenentscheidung
Die V1S JA Bundesverwaltungsgericht wurde zugelassen, weil der
Sache grundsätzliche Bedeutung zukommt ($ 330 Abs LAG)

Aus dem rtieil des Bundesverwaltungsgerichtes, enat, 5
1959, Zeichen C/238.58, in der gleichen Sache

Gründe
Die Klägerinnen sind inaktive, aQus der Tschechoslowakel vertriebene OrT-
densschwestern der Provinz Böhmen der Kongregation der chwestern VO.  >

die sıch se1it der Vertreibung ın Bayern aufhalten un: ihren Lebens-
bedarf VO.  - der insbesondere VO.  > aktiven chwestern der Ordensprovinz
Bohmen ne  s gegründeten Proviınz Bayern des genannien Trdens erhalten.
953/54 wWäarTr ihnen durch unanie:  bar gewordene Bescheide der Ausgleichs-
amter gen Verlustes ihrer Existenzgrundlage Unterhaltshilfe auf Lebens-
eit zuerkannt worden.
Auf Veranlassung des Landesausgleichsamts Oordnetien 1957 die Leiter der
Ausgleichsämter das en der Unterhaltshilfe miıt der Begründung d
die Ordensprovinz Bayern sel nunmehr imstande, Q uUSs eigener Ta diese
inaktiven chwestern VversoTrgen. Die Ausgleichausschüsse und die Be-
schwerdeausschüsse bestätigen diese Ruhensverfügungen.
Den Anfechtungsklagen gab das Verwaltungsgericht durch das angefochtene
Urteil, 1n dem ıne Revision zugelassen ist, sta und hob die Ruhensver-
fügungen der Ausgleichsamtsleiter, die Bescheide der Ausgleichsämter und
die Beschwerdebeschlüsse der Beschwerdeausschüsse auf.
In den Entscheidungsgründen sSagtl das Verwaltungsgericht, die Auffassung
der Ausgleichsbehörde, der Ordensprovinz Bayern sel nunmehr die T{ül-
lung der Versorgungsansprüche der inaktiven Ordensschwestern zuzumuten,
die re! Einordnung des tatsächlich ewährten Unterhalts abe sich
dQus einer caritatıven Leistung 1ın eine anrechenbare gewandelt, beruhe auf
der Annahme, die neuerrichtete Organisation sel miıt der bis ZUI Vertreibung
bestehenden wesensgleich (identisch) und somit chuldnerin der nach kirch-
lichem echt egründeten Versorgungsansprüche der rdensschwestern. Aus
den Konstitutionen der Kongregatlion, der die Klägerinnen angehörten,
gehe hervor, daß uldner dieser sprüche nicht die Kongregation
als so sel, sondern die Ordensprovinz, 1n der die Ordensschwestern das
Ordensgelübde oless abgelegt hätten oder der sie mit Ter Zustim-
MUuNnd verseizt worden selen. Die Ordensprovinz Böhmen, der die Klägerin-
Den angehört hätten, und die Ordensprovinz ayern seien schon des-
halb icht wesensgleich (identisch), weil ihre Rechtsformen verschieden seien
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die Ordensprovinz Bohmen se1l nach tschechoslowakis  em echt 1ne Oöf-
fentlıch-rechtliche KOTDpers  aft JyeE WESECIH, die Ordensprovinz Bayern ge
nach deutschem echt als nichtrechtsfähiger Vereınn. Selbst Wenn Man ber
daraus, daß die vertriebenen aktıven chwestern der UOrdensprovinz BoOh-
InNne  H die Ordensprovinz Bavern der Kongregation gegründet hätten, die We-
sensgleichheit (Identitä dieser beıden Provınzen herleiten wollte, bestände
doch kein Rechtsanspruch der Klagerinnen auf Versorgung die Or-
densprovinz Bayvern. Bel nichtrechtsfähigen Vereinen, für deren Verbind-
lichkeiten grundsätzlich die Mitgliıeder mit ihrem gesam Ver:  en auf-
zukommen hätten, lasse sich die Haftung durch entsprechende Beschrän-
kung der Vertretungsmacht des Vorstandes auf das Vereinsvermögen be-
schranken; diese Haftungsbeschränkung sSel dann gen der beiderseits be-
kannten Konstitutionen als eingeführt anzusehen: ermögen der (Ordens-
PTrOVvinz Böhmen sel Der nicht vorhanden:;: die gesamtschuldnerische Haf-
LUNg der chwestern ebe auch nicht dadurch wieder auf, daß die Schwe-
stern ın ihrer jetzıgen Vereinigung vermutlich Inmen mit Schwestern
dQus anderen ebleien un TSL später N  e der Kongregation beigetretenen
Schwestern wieder ermögen erworben hätten Die Haftungsbeschrän-
kung werde uch nicht urc dıe Vorschriften in $ 82 är des Bundesver-
triebenengesetzes VFG aufgehoben. Den Klägerinnen als inaktiven
Schwestern der Ordensprovinz Boöohmen tänden Iso keine Rechtsansprüche

die Ordensprovinz Bayern © ihnen sel somıiıt weder die Geltend-
machung solcher nsprüche zuzumuten, noch könnten die tatsächlichen Lei-
stungen der Provınz Bayern S1e als eigene Einkünfifite angesehen werden.
Hinsichtlich der Einordnung als carıtative eistung sel ‚WäaTl vermuten,
daß der Lebensbedarf weniger 117 Rahmen der allgemeinen Armenpflege als
vielmehr mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit ZUI Kongregation geleistet
werde. Der Einordnung als mit ucks1 auf eın früheres Dienst- der ÄT-
beitsverhältnis gewährt stie War nicht n  j daß die Provinz Bayvern
nıcht der alte Arbeitgeber der Klägerinnen sel, wohn|l aber, daß diese VOor-
schrift des Lastenausgleichsgesetzes LAG zusätzlich einer sonstigen
Versorgung gewährte Leistungen meine, während hiler die Klägerinnen auf
rund des Armutsgelübdes die Qus dem Ausgleichsfonds gewährte nier-
haltshilfe die Ordensprovinz abiuhren müßten un dann auf die VOINN der
Ordensprovinz ihnen geleistete Versorgung angewiesen seien, die Versort-
gUung Iso nıcht zusätzlich, sondern NUuI Abtretung der Unterhalts-
hilfezahlungen gewährt werde, nicht anders als bei einer Heimunterbrin-
YUung Unterhaltshilfeberechtigter gehalten werden pflege
egen dieses Urteil hat der Oörtliche Vertreter der Interessen des Ausgleichs-
fonds Revision eingelegt mit dem ntrag auf Aufhebung des Tiells un
Abweisung der Klagen. In der Revisionsbegründung ist edigli gesagt,
die Auffassung des Verwaltungsgerichts sSie der VO Bundesausgleichsamt
ın diesen en ergangeNenNn Anweisung enigegen, die für die Ausgleichs-
ehorden verbindlich sel.

Der ertreier der Interessen des Ausgleichsfonds beim Bundesverwaltungs-
gericht hält die bisherige Auffassung, den vertriebenen, arbeitsunfähigen
rTdensschwestern der Ordensprovinz Böhmen stie eın Versorgungsan-
Spruch nıcht die Kongregation als solche, sondern NUur ihre
eigenen Ordensprov1inz &L Hand der Satzung (Konstitutionen) für 1rrig.

155



Geändert habe sich se1ılt 1954 die Durchsetzbarkeit des VO.  j der OrdenspTo-
V1N1N12 Bayern eriullenden die Kongregation gerichteten Versor-
gungsanspruchs Sollte das Revisionsgericht 1es tatsäa Hinsicht
fr noch nicht hinreichend geklärt erachten, SC die Sache das Ver-
waltungsgericht zZzurückzuverwelsen Er verirı eingehenden Ausfüuhrun-
Gen die Re  sansicht, die Beschränkung des Revisionsgerichts der Nach-
prüfung sa  en auf undesrecht stiehe, WenNnil I00  I00 des Gesetzes
über das Bundesverwaltungsgericht VO. eptember 1952 (BGBI 6

BVerwGG überhaupt Lastenausgleichsstreitigkeiten anwendbar sSel,
Heranziehung der Ordenssatzung Revisionsverfahren nicht ge-

gen
Die Staatsanwaltschaft und (hinsichtlich der lägerin wesitier das Aus-
gleichsamt Regensburg treten dem bel
Die Klägerinnen beantragen Zurückweisung der RKevısion und tretien deren
Ausführungen m11 eIYyEeENEN Ausführungen

I1
Die Revision keinen Erfolg
Die Begründung, die der örtliche Vertreter der Interessen des Ausgleichs-
fonds dem Re  smittel gegeben hat Mag den VO x  Q Abs Satz
BVerwGG aufgestellten Anforderungen noch soeben genugen Streng GeE-
OomMmen enthält S1e Ur den sich für 1Ne Revisionsbegründung
nicht ausreichenden Satz, die Ausgleichsbehörden hätten miıt den angefoch-
tenen Verwaltungsakten edigli die Anwelsung ihrer vorgesetzten Fach-
behörde befolgt Es kann aber, da nicht Wortlaut haften ist dieser
Revisionsbegründung schließlich auch die Rüge entnommen werden, das
Verwaltungsgericht habe 11  - den aufgezählten VI1eTr en das echt alsch
angewendet
Bei der Beurteilung ist davon auszugehen, daß die Ausgleichsbehörden den
Klägerinnen, also den einzelnen eziehern VO  - Unterhaltshilfe, gegenüber
das en der eistung gen Änderung der maßgeblichen Verhältnisse
verfügt en Mag dazu e1in Vordruck verwendet worden SECNIN, ın dem
der usdruck Einstellung vorkommt 1äßt doch die beigegebene Be-
gründung eindeutig ersehen, daß UTr e1nNn uhen, Iso 1Ne€e zeitweilige Nicht-
gewährung der Leistung, angeordnet ı1st 111e Maßnahme, die der durch
das Achte Gesetz ZUT Änderung des Lastenausgleichsgesetzes VO Ju1i
1957 (BGBI 809) AndG LAG gebrachten Fassung des u  u 343 Abs.
1 ausdrücklich vorgesehen ist.
Haben die: Ausgleichsbehörden, hier noch dazu auf ausdrückliche An  g
ihrer vorgesetztien Fachbehörde, 00 en angeordnet geht SS nicht a

der angefochtenen Verfügung 1Ne auf die Zukunft beschränkte Rück-
nahme der Leistungsbewilligung herauszulesen Hs ceht auch nicht a w1ıe

der reter der Interessen des Ausgleichsfonds beim Bundesverwal-
tungsgericht möchte, 111e Ruhensanordnung amı aufrechtzuerhalten, die
tärker wirkende Rücknahme se1 gerechtfertigt Es ist Waäar nicht VOe1-

kennen, daß sowohl der Eingriff in die Bewilligung ecgen nachträglicher
Anderung der Verhältnisse wie die Rücknahme der rechtswidrigen Bewilli-
guNng untier dem gemeinsamen Oberbegrifi der Beseitigung eines (begünsti-
genden) Verwaltungsaktes stehen: dazu gehört aber auch die jederau  n



nahme. Wie 1m Lastenausgleichsrecht eiziere ın 347 LA'  Y der Eingriff ın
die Bewilligung n Anderung der Verhältnisse ın 343 ausdrück-
lıch, ist die Rücknahme In RSN Abs LAG durch Verweisung auf das
allgemeine Verwaltungsrecht geregelt. Von diesen Maßnahmen ist keine als
Untertfall 1n einer der anderen enthalten Sie stehen vielmehr selbständigbeneinander. Dazu bedarf nicht einmal der Erwägung, daß das erwal-
Lungsverfahren für diese einzelnen Maßnahmen 1m Lastenausgleichsrecht
verschleden geordne ist der ingrif: n Änderung der Verhältnisse
geschieht durch Verfügung des Leiters des Ausgleichsamtes, die
Anrufung des Ausgleichsausschusses un dessen Nnischnel Be-
chwerde den Beschwerdeausschuß gibt ($ 343 Abs LAG); die Ruück-
nahme un die Wiederaufnahme gehen ın derselben Weise VOI sich wıe der

beseitigende Verwaltungsakt, 1ın der ege ($$ 335 AbDs 11 336 LAG)1Iso durch Bescheid des usgleichsausschusses mıiıt Beschwerd: an den D-
schwerdeausschuß; ıst der Beschwerdeausschuß mıit der Angelegenheit be-
faßt worden, Mag eın bis In gesetzwidriges Verwaltungsverfahren
als geheilt angesehen werden.
Einer Verquickung VO  - Eingriffen 1n bewilligte Leistungen gen Änderungder Rechtsverhältnisse mıiıt Rücknahmen n Rechtswidrigkeit sie auch
der Umstand I!  7018 daß der Bürger 1mM Rechtsstaat erwaritien darf, Q us
dem ihm zugehenden späteren Verwaltungsakt eindeutig ersehen, ob die
Behörde VO:  z ihrem firüheren Verwaltungsakt als als nunmehr abrückt
Oder ob s1e ihn Wäar nach WIe VOL als richtig aufrechterhält, ihn aber 1Ur
(zunächst) keine weılıteren Rechtswirkungen außern lassen will. Mit dieser
Auffassung des Senats VO  j der strengen TeNNUNg der verschiedenen Maß-
nahmen Z Beseitigung VO.  : Verwaltungsakten sSie. seine heutige Entschei-
dung 1n der Streitsache BVerwG nicht in Widerspruch, ein
als Einstellung vorläufiger Unterhaltshilfe gen Nichterfüllung der gesetZ-lichen Voraussetzungen bezei  netier Verwaltungsakt als Rücknahme der
vorläufigen Bewilligung, verbunden mit Versagung der endgültigen Lei-
SLUNg, angesehen werden kann: denn dort handelt sich Beseitigungeiner edigli: zeitgebundenen UÜbergangsmaßnahme ($ der Leistungslängstens bis eptember
Eine Anordnung des Ruhens einer Leistung ist, wI1ie bereits die © 343
ADs LA ausgesprochene Verweisung auf y  S 288 LA  ® ersehen 1äßt, NUuTrX
zulässig, wenn 1n den für die Bewilligung bedeutsamen Umständen nach-
Lraglich Änderungen eingetreten SINd, welche die Voraussetzungen der Lei-
Ng beeinflussen. In den Verhältnissen der Klägerinnen NUur auf diese
als die Bezieher der Unterhaltshilfe kommt a nıcht unmiıttelbar auf die
Verhältnisse des Ordens, dem s1e angehören sınd hier ber keine rechts-
erheblichen Änderungen nachträglich eingetreten. Sie erhalten nach wie VOoOTr
ihre Altersversorgung 1n Form VO  } Sach- (und allenfalls geringen Geld-)}bezügen ın ausern des Ordens Daß sich dem Umfang dieser VersorT-
Gung etiwas geander habe, ist nicht ersichtlich Auch der rechtlichen Art
hat sich nichts geändert. Die Revisionsklägerin bringt nichts darüber VOL,

sich durch ine Maßnehme der Ordensleitung oder durch einen SON-
stigen Vorgang die Rechtsstellung der Klägerinnen innerhal des Ordens
gewandelt habe enn die Behörde die AÄnderung darin erblicken will, daß
der Versorgungsanspruch, der den Klägerinnen den en als Ganzes

157



oder die Ordensprovinz Bayern zustehe, früher o schlechter wiırt-
schaftlicher Lage der Ordensproviınz Bayern nicht verwirklich werden
kKOnnen, nunNmehr Der gen Besserung der Lage der Ordensprovinz Bavern
durchsetzbar sel, verkennt sie, daß diıe Klägerinnen die Ordens-
DIOVINZ Bayern der den en als (janzes überhaupt keinen V eısorgungs-
anspruch en. el 1aäßt der ena dahingestellt, ob das die V ersoT-
gung der Ordensschweste regelnde echt revisionsfähig ıst der nicht.
Ist weil kein Bundesrecht ist un die chranke des Abs
BVerwGG {Uur das Revisionsverfahren auch ın Lastenausgleichsstreitigkeiten
besteht, nicht revisionsfähig, ist die Auffassung des Verwaltungsgerichts,
die Konstitutionen des Ordens ergäben keinen Versorgungsanspruch der
vertriebenen inaktiven chwestern der Ordensprov1ınz Bohmen die
Ordensprovinz Bavyern, VO: Revisionsgericht hinzunehmen. Hält Inäa.  -} die
Ordenssatzung, auf die das Verwaltungsgericht ın seinem Urteil eZzug ge-
OMIMNEIN hat, TÜr nachprüfbar, ıst e1n Rechtsfehler ın deren uslegung
nicht enidecken.
Demnach Wal die Revision. als unbegründet mit der Kostenfolge aus Ö
BVerwGG zurückzuwelsen.

folgen die Unterschrıiften.

Kirdchliche Erlasse
DEKRET DER „KONGREGATION VO FEBRUAR 1960

UBER DIE EINFÜGUNG GEBEILS DIE PRIESTERLI-
HEN ANKS.  UNGSGEBETE NACH DER MESSE (AAS 5 y 1960,
358 fl 361)
Mit Zustimmung uNnse1es Hl aters, aps ohannes hat die
Riten-Kongregation das „Credo, Domine*”, welches unter dem Namen
VO  - aps Clemens XT (1700—1721) verbreitet worden ist, den Gebeten
eingereiht, welche 1 issale Romanum für die Danksagung des Priesters
enthalten ind.
Ein 11 MAÄäTZz 1960 ETganYgENES Dekret der H1 Poenitentiarıj:e hat einen
Ablaß VO  3 fünf Jahren Iur die Verrichtung dieses Gebetes gewährt, einen
vollkommenen untier den gewöhnlichen Bedingungen einmal 1m Mo-
nafT, wWenn dieses täglich verrichtet WITd.
Die deutsche DErTrseLIZUNgg lautet (nach Gesang- und
für das Bistum Trier, 1956, NrT. 841,

glaube, HeIrIrT, laß mich tester glauben; ich o  e, Herr, laß mich ZUVEeI-
sichtlicher hoffen:;: ich lebe, HerTr, laß mich inniger lieben; ich bereue
meine Sünden, laß mich slie schmerzlicher bereuen.

bete dich als den Ursprung er inge; ich verlange nach dir als
meinem letzten Jele; ich preise dich als melınen ewigen Wohltäter:; ich
ruife dich als meinen gnädigen Beschirmer.

urch deine eishel cn mich; durch deine Gerechtigkeit zügele mich;
durch deine Mıilde tröste mich ; durch deine Allmadyt eschutize mich
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